
ist diese Abweichung für die Entscheidung unerheblich. 
Es ergibt sich also, daß es sich bei den Rückständen an 
Unterhaltsbeiträgen um solche handelt, die in die Zeit 
vom Jahre 1928 bis zum Jahre 1937 oder 1939 zurück­
reichen, deren Eintreibung erst im Dezember 1950 zu 
einer Zeit erfolgte, nachdem die Unterhaltsberechtigte 
bereits das 22. Lebensjahr erreicht hatte. Weiter ist 
festzuhalten, daß sich die Verklagte im Jahre 1952 ver­
ehelicht hat.

Das Amtsgericht ist zu dem Ergebnis gekommen, daß 
nach den Grundsätzen von Treu und Glauben ange­
nommen werden müsse, daß der durch das Urteil des 
Amtsgerichts in C. aus dem Jahre 1928 festgestellte 
Unterhaltsanspruch der Verklagten im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht mehr zu Recht bestehe, da er den 
Zwecken, denen er bei seiner Festsetzung zu dienen 
bestimmt gewesen sei — den Lebensunterhalt der 
Verklagten zu gewährleisten — in einem Zeitpunkt, 
in dem die Verklagte 23 Jahre alt geworden war, in 
Arbeit und Verdienst, auch bereits vor ihrer Verehe­
lichung gestanden hat, nicht mehr diene. Es bringt zum 
Ausdruck, daß der Anspruch der Verklagten auf die 
so viele Jahre zurückliegenden Unterhaltsrückstände 
verwirkt sei.

Das Oberste Gericht hat in den Entscheidungen 1 Zz 
27/51 vom 20. Juni 1951 (OGZ Bd. 1 Heft 2 S. 179)1) und 
1 Zz 50/51 vom 29. August 1951 (OGZ Bd. 1 Heft 2 S. 208)1 2) 
ausgeführt, daß dieses aus § 242 BGB abgeleitete Rechts­
institut der Verwirkung die Geltendmachung einer 
Forderung unter bestimmten Umständen bereits vor 
Ablauf der Verjährungsfrist als gegen Treu und 
Glauben oder gegen die guten Sitten verstoßend und 
als unzulässig ansieht. Eine Verwirkung der Ansprüche 
kommt dann in Frage, wenn besondere Gründe vor­
liegen, nach denen der Schuldner nach Lage der Ver­
hältnisse berechtigt wäre, anzunehmen, daß die For­
derung gegen ihn nicht mehr geltend gemacht werde. 
Eine Verwirkung kann also aus der bloßen Untätigkeit 
des Gläubigers allein nicht gefolgert werden.

Im vorliegenden Fall liegt nun eine Reihe solcher Um­
stände vor, die die Annahme einer Verwirkung recht- 
fertigen.

Zunächst ist festzuhalten, daß es sich um einen Rück­
stand von Unterhaltsleistungen aus einer weit zurück­
liegenden Zeit von 1928 und 1937 bzw. 1939 handelt, 
wobei ein zeitliches Zurückliegen bis 1939 nicht weniger 
beachtlich ist als ein solches bis 1937. Dabei kann 
auch der Umstand nicht übersehen werden, daß die 
Verklagte erst Ende des Jahres 1950, kurz vor Ablauf 
der Verjährungsfrist, von dem Urteil Gebrauch gemacht 
hat. Hier ist beachtlich, daß der Kläger bereits im De­
zember 1946 aus der Kriegsgefangenschaft in dieselbe 
Stadt C., in der die Verklagte und deren Mutter lebt, 
zurückgekehrt war. Wenn unter Umständen noch ver­
ständlich erscheinen mag, daß der Kläger wegen des 
Unterhaltsrückstandes nicht bereits in der ersten Zeit 
nach seiner Rückkehr in Anspruch genommen wurde, 
so ist dies nicht mehr verständlich, d. h. mit Lässigkeit, 
Schonungsabsicht oder dergleichen erklärbar, für die 
spätere Zeit vom Jahre 1947 oder gar 1948 an, in der 
der Kläger, wie aus dem Vorbringen der Parteien 
hervorgeht, einen guten Arbeitsplatz mit hinreichendem 
Verdienst bekommen hatte. Dabei ist dem Vorbringen 
der Parteien zu entnehmen, daß der Kläger wegen Er­
füllung seiner Zahlungsverpflichtungen von 1937/39 an 
bis 1944 recht hartnäckig verfolgt worden war.

Die Erklärung ergibt sich aus der Erwägung, daß 
damals, im Jahre 1947, und um so mehr in den folgen­
den Jahren, sowohl die Verklagte als auch deren Mutter 
sich dessen bewußt waren, daß die Verklagte nicht nur 
das 16. Lebensjahr überschritten hatte, sondern auch 
bereits volljährig geworden war, einem Beruf nachging 
und Arbeitsverdienst hatte, und sie deshalb ganz fern 
davon waren, noch Beträge für Unterhalt, der der Ver­
klagten einstmals als Kind hätte zukommen sollen und 
den sie, sei es durch ihre Mutter, sei es durch Unter­
stützung von behördlichen Stellen, erhalten hatte, zu 
begehren. Aus allen diesen Gründen ergibt sich auch, 
daß der Kläger der begründeten, sicheren Auffassung 
sein konnte, er würde nicht mehr in Anspruch 
genommen werden.

1) NJ 1951 S. 417.
2) NJ 1951 S. 559.

Nun hat die Verklagte in ihrer Berufungsschrift aus­
geführt, daß ihre Mutter den auf sie nach § 1709 BGB 
übergegangenen behaupteten Anspruch ihr, der Ver­
klagten, abgetreten habe, und auch eine schriftliche 
Abtretungserklärung vorgelegt. Die Verklagte hat dann 
noch in ihrem Schriftsatz zur Frage der Abtretung des 
Anspruchs wie folgt Stellung genommen:

„Frau Johanna G. (das ist die Mutter der Ver­
klagten) hatte den Ersatzanspruch erworben, weil 
sie den Unterhalt verlegt hatte. Wie der Kläger 
selbst in den Prozeß eingeführt hat, ist die Ver­
klagte die Ehe eingegangen. Zur Erfüllung der sich 
aus § 1620 BGB für sie ergebenden Aussteuerver­
pflichtung hat Frau G. ihrer Tochter, der Verklagten, 
ihren Ersatzanspruch abgetreten. Nachdem die 
Gleichstellung der unehelichen und ehelichen 
Kinder durch die Verfassung entschieden ist, bedarf 
es über die Anwendbarkeit des § 1620 BGB keiner 
Ausführungen mehr.“

Es wird also erklärt, daß die Verklagte den ihr bzw. 
ihrer Mutter angeblich zustehenden Anspruch nicht als 
Unterhalt geltend macht. Dies bekräftigt, daß der 
Kläger mit vollem Recht behaupten konnte und kann, 
daß solche Umstände vorliegen, die ihn unter Berück­
sichtigung von Treu und Glauben zu der sicheren An­
nahme berechtigten, daß weder die Verklagte noch 
deren Mutter die Forderung auf Bezahlung von Unter­
halt als solchen geltend machen wollten. Dabei sei in 
rechtlicher Hinsicht noch darauf hingewiesen, daß das 
Oberste Gericht in seiner Entscheidung — la Zz 31/52 — 
vom 2. Oktober 1952 (NJ 1952 S. 551) ausgeführt hat, daß 
der Aussteueranspruch der Tochter (§ 1620 BGB) den 
Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
verletzt, weil die Frau in der Deutschen Demokrati­
schen Republik eines solchen Anspruchs nicht bedarf, 
da ihr nicht nur die gleichen Rechte wie dem Manne in 
der Produktion und im gesellschaftlichen Leben garan­
tiert sind, sondern sie auch tatsächlich die Möglichkeiten 
hat, sich für den Beruf und ihre sonstige gesellschaft­
liche Tätigkeit auszubilden (Art. 7 und 35 der Ver­
fassung). Eine gegensätzliche Auffassung, daß ein An­
spruch auf Heiratsgut bestehe und geltend gemacht 
werden könne, verletzt die Verfassungsgrundsätze und 
ist als gegen die guten Sitten verstoßend zu betrachten. 
Dies ist insofern beachtlich, als der von der Verklagten 
geltend gemachte Anspruch nach ihren Erklärungen 
tatsächlich und auch rechtlich einen anderen Sinn — den 
einer Aussteuer — erhalten hat und lediglich formell 
der auf Unterhalt lautende Titel herangezogen wird.

Der sich auf diesen Titel — das Unterhaltsurteil — 
stützende Anspruch der Verklagten ist aber bereits 
zufolge der zu ihrer bzw. ihrer Mutter Untätigkeit hin­
zutretenden, oben ausgeführten Gründe, zu denen über­
dies noch die von seiten der Verklagten erfolgte Heran­
ziehung eines vermeintlichen Aussteueranspruches hin­
zukommt, als verwirkt anzusehen.

Das Urteil des Landgerichts, das die Verwirkung 
verneint hat, verletzt daher die §§ 138, 242 BGB und 
auch Art 7, 35, 144 Abs. 1 der Verfassung. Es mußte 
daher aufgehoben werden.

§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 AnfeclitungsG.
Hingabe eines Grundstücks durch dessen sonst un­

bemittelten Eigentümer an seine Kinder und Nieß­
brauchsbestellung für die Ehefrau an dem Grundstück 
sind als Schenkung anzusehen und infolgedessen an­
fechtbar, wenn der Wert des Grundstücks die Unter­
haltsansprüche der Kinder bis zu deren achtzehntem 
Lebensjahr und der Ehefrau wesentlich übersteigt.

OG, Urt. vom 9. Dezember 1952 — 1 Uz 21/52.
Der Kaufmann H„ Ehemann der Verklagten zu 1) und 

Vater der Verklagten zu 2) und hat ein ihm gehörendes 
Grundstück den Verklagten zu 2) und 3) geschenkt; diese 
haben der Verklagten zu 1) den Nießbrauch an dem Grund­
stück eingeräumt. Hierüber ist ein notarieller Vertrag ab­
geschlossen worden.

Die Klägerin, die Deutsche Notenbank in H., die nach Be­
fehl Nr. 66/46 der SM AD die Forderungen eines geschlosse­
nen Bankvereins einzuziehen hat, verlangt mit ihrer An­
fechtungsklage Duldung der Zwangsvollstreckung in das 
Grundstück und Herausgabe an sie. da sie gegen den Kauf­
mann H„ der sich ohne Vermögen und Einkommen in West­
deutschland aufhält, eine Kontokorrentfoi derung des ge­
schlossenen Bankvereins in Höhe von 140 000,— DM habe.

Die Verklagten machen geltend, daß der Vertrag entgelt­
lich gewesen sei und durch ihn die Unterhaltspflicht des 
Kaufmanns H. ihnen gegenüber abgegolten werde.

Das LG hat nach dem Klageanträge entschieden.
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